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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1952 

(Haushaltsgesetz 1952) 

- Nr. 3230 der Drucksadien - 

mit den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1952 
(Haushaltsgesetz 1952) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

Der durch Gesetz vom 7. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. II S. 201) festgestellte Bun- 
deshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1951 
einschließlich des durch Gesetz vom 
1 9 5 2 (Bundesgesetzbl. II S. ) 
festgestellten Nachtrags zum Bundeshaus- 
haltsplän für das Rechnungsjahr 1951 (Bun- 
deshaushalt 1951) gilt audi als Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1952, 
soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1952 
(Haushaltsgesetz 1952) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Der durch Gesetz vom 7. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. II S. 201) festgestellte Bun- 
deshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1951 
einschließlich des noch festzustellenden Nach- 
trags zum Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1951 (Bundeshaushalt 1951) gilt 
auch als Haushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1952, soweit sich nicht aus diesem Ge- 
setz etwas anderes ergibt. 
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Entwurf 
§ 2 

(1) Die Vorschriften der §§ 2, 4 bis 8, 11 
und 13 des Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 

1951 sowie des § 2 des Gesetzes 
über die Feststellung eines 
Nachtrags zum Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungs- 
jahr 19 5 1 finden auch im Rechnungsjahr 

1952 Anwendung, soweit sich nicht aus die- 
sem Gesetz etwas anderes ergibt. § 10 des 
zuerst genannten Gesetzes findet für das 
Rechnungsjahr 1952 entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Die Deutsche Bundespost hat auf die ihr 
im Rechnungsjahr 1952 nach dem Gesetz zur 
Vereinfachung und Verbilligung der Ver- 
waltung vom 27. Februar 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 130) obliegenden Ablieferungen 
vom 1. April 1952 ab am 15. jeden Monats 
monatliche Abschlagszahlungen von je 
1 3 000 000 Deutsche Mark zu leisten. 

§ 3 

Der Bundesministcr der Finanzen wird 
ermächtigt, für das Rechnungsjahr 
1952 

a) Ansätze der fortdauernden Ausgaben des 
Bundeshaushalts 1951 ganz oder teilweise 
z u sperren, soweit sie nach dem besonderen 
Inhalt ihrer Zweckbestimmung oder Er- 
läuterung für eine nochmalige Aufnahme 
in den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1952 nicht mehr in Betracht 
kommen; 

b) bei Ansätzen der fortdauernden Ausgaben 
des Bundeshaushalts 1951 Unstimmig- 
keiten des Wortlauts von Zweckbestim- 
mungen z u beseitigen sowie die Erläute- 
rungen z u ändern, soweit dies zur An- 
passung an die im Rechnungsjahr 1952 be- 
stehenden Verhältnisse erforderlich ist. 


§ 4 

(1) Die Leistung von einmaligen Ausgaben 
und von Ausgaben des außerordentlichen 
Fiaushalts bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

§ 2 

(1) Die Vorschriften der §§ 2, 4 bis 8, 11 
und 13 des Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1951 finden auch im Rechnungsjahr 
1952 Anwendung, soweit sich nicht aus die- 
sem Gesetz etwas anderes ergibt. § 10 des 
genannten Gesetzes findet für das Rech- 
nungsjahr 1952 entsprechende Anwendung. 


(2) unverändert 


§ 3 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
für das Rechnungsjahr 1952 

a) Ansätze der fortdauernden Ausgaben des 
Bundeshaushalts 1951 ganz oder teilweise 
sperren, soweit sie nach dem besonderen 
Inhalt ihrer Zweckbestimmung oder Er- 
läuterung für eine nochmalige Aufnahme 
in den Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1952 nicht mehr in Betracht 
kommen; 

b) bei Ansätzen der Einnahmen und der 
fortdauernden Ausgaben des Bundes- 
haushalts 1951 Unstimmigkelten des 
Wortlauts von Zweckbestimmungen be- 
seitigen sowie die Erläuterungen ändern, 
soweit dies zur Anpassung an die im 
Rechnungsjahr 1952 bestehenden Ver- 
hältnisse erforderlich ist. 


§ 4 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, im Rahmen der Gesamtsummen 
der Ansätze 

a) für einmalige Ausgaben 

b) für Ausgaben des außerordentlidien 
Haushalts 

jedes Einzelplans des Bundeshaushalts 1951 
für das Redinungsjahr 1952 an Stelle solcher 
Ansätze, die nach dem Inhalt ihrer Zweck- 
bestimmung für das Rechnungsjahr 1952 ganz 
oder teilweise entfallen, anderweite Ansätze 
und Zweckbestimmungen für einmalige Aus- 
gaben und Ausgaben des außerordentlichen 
Haushalts festzusetzen. Soweit hierbei für 
eine Zweckbestimmung insgesamt Beträge von 
mehr als 500 000 Deutsche Mark festgesetzt 
werden sollen, bedarf es außerdem der Zu- 
stimmung des Haushaltsausschusses des Bun- 
destages auf Vorschlag des Bundesministers 
der Finanzen; von der Einholung 
dieser Zustimmung darf nur ab- 
gesehen werden, wenn die Maß- 
nahme keinen Aufschub duldet; 
in diesem Falle ist der Haus- 
hai t s a u s s c h u ß des Bundestages 
unverzüglich zu unterrichten. 
Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt auch in 
den Fällen des Absatzes 2. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, bei Ansätzen für einmalige Aus- 
gaben und für Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts, soweit sie nicht nach Ab- 
satz 2 für das Rechnungsjahr 1952 entfallen, 
Unstimmigkeiten des Wortlauts von Zweck- 
bestimmungen zu beseitigen sowie die Erläu- 
terungen zu ändern, soweit dies zur An- 
passung an die im Rechnungsjahr 1952 be- 
stehenden Verhältnisse erforderlich ist. 


§ 5 

(1) Auf Ansätze für fortdauernde Aus- 
gaben, die im Bundeshaushalt 1951 nur für 
einen Teil des Rechnungsjahres oder aus 
anderen Gründen nicht mit einem vollen 
Jahresbedarf veranschlagt worden sind, dür- 
fen mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen Vor weg Verausgabungen auf einen 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1952 bis zu der einem vollen 
Jahresbedarf entsprechenden Höhe geleistet 
werden. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, im Rahmen der Gesamtsumme 
der Ansätze 

a) für einmalige Ausgaben 

b) für Ausgaben des außerordentlichen 
Haushalts 

jedes Einzelplans des Bundeshaushalts 1951 
für das Rechnungsjahr 1952 an Stelle solcher 
Ansätze, die nach dem Inhalt ihrer Zweck- 
bestimmung für das Rechnungsjahr 1952 
ganz oder teilweise entfallen, anderweite 
Ansätze und Zweckbestimmungen für ein- 
malige Ausgaben und Ausgaben des außer- 
ordentlichen Haushalts festzusetzen. Soweit 
hierbei für eine Zweckbestimmung insgesamt 
Beträge von mehr als 300 000 Deutsche Mark 
festgesetzt werden sollen, bedarf es außer- 
dem der Zustimmung des Haushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages auf Vorschlag 
des Bundesministers der Finanzen. Die Vor- 
schrift des Absatzes 1 gilt auch in den Fällen 
des Absatzes 2. 


(3) unverändert 


§5 

fl) unverändert 
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Entwurf 

(2) Ausgaben für neue Dienststellen oder 
Einrichtungen, für die im Bundeshaushalt 
1951 keine Mittel veranschlagt sind, dürfen 
nur insoweit geleistet werden, als sie. in einem 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1952 aufgenommen werden 
sollen und der Haushaltsausschuß des Bundes- 
tages auf Vorschlag des Bundesministers der 
Finanzen einer Vorwegverausgabung zuge- 
stimmt hat. 

(3) Im übrigen bedarf eine auf einen 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1952 vorzunehmende Vorweg- 
verausgabung von Mitteln, die für neue 
Aufgaben oder bei wesentlicher Erweiterung 
bestehender wichtiger Aufgaben erforderlich 
werden, der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen. § 4 Abs. 2 Satz 2 findet ent- 
sprechende Anwendung. 

(4) Soweit für neue Dienststellen oder Ein- 
richtungen oder für neue Aufgaben oder bei 
wesentlicher Erweiterung bestehender wich- 
tiger Aufgaben Stellen für planmäßige Be- 
amte erforderlich werden, die im Bundes- 
haushalt 1951 nicht veranschlagt sind und in 
einen Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1952 aufgenommen wer- 
den sollen, können sie auf Vorschlag des 
Bundesministers der Finanzen durch den 
Haushaltsaus'schuß des Bundestages vorweg 
bewilligt werden. 

§ 6 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des 
außerordentlichen Haushalts für das Rech- 
nungsjahr 1951 Geldmittel im Wege des Kre- 
dits, dessen Nennbetrag die Summe von 
2 243 708 650 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten darf, zu beschaffen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des 
außerordentlichen Haushalts für das Rech- 
nungsjahr 1952 Geldmittel im Wege des Kre- 
dits, dessen Nennbetrag die Summe von 
2 243 708 650 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten darf, zu beschaffen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die nach den Absätzen 1 und 2 
auszugebenden Schuldurkunden mit Prämien 
auszustatten. Für diese Schuldurkunden ist die 
Zulässigkeit des Aufgebotsverfahrens nach 
§ 799 BGB ausgeschlossen. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) Ausgaben für neue Dienststellen oder 
Einrichtungen, für die im Bundeshaushalt 
1951 keine Mittel veranschlagt sind, dürfen 
nur insoweit geleistet werden, als sie in 
einem Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1952 aufgenommen 
werden sollen und der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages auf Vorschlag 
des Bundesministers der Finanzen einer Vor- 
wegverausgabung zugestimmt hat. 

(3) unverändert 


(4) Soweit für neue Dienststellen oder 
Einrichtungen oder für neue Aufgaben oder 
bei wesentlicher Erweiterung bestehender 
wichtiger Aufgaben Stellen für planmäßige 
Beamte erforderlich werden, die im Bundes- 
haushalt 1951 nicht veranschlagt sind und in 
einen Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1952 aufgenommen 
werden sollen, können sie auf Vorschlag des 
Bundesministers der Finanzen durch den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages vorweg bewilligt werden. 

§ 6 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


§ 7 § 7 

Der Bundesminlster der Finanzen wird er- (1) unverändert 

mäditigt, die zur Durdiführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungs- 
vorsdiriften zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermäditigt, den Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1952, wie er sidi aus diesem 
Gesetz und aus einem gesetzlich festzustel- 
lenden Naditrag zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1952 ergibt, bekannt- 
zugeben. 

§ 8 § 8 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom unverändert 

1. April 1952 in Kraft. 
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